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Lmtlicber Teil .
Mi. Soziattlieruitg der bsd. Matkerkrätte

durcb das Neicd.
** Der badischer» Regierung ist der Entwurf eine» Gesetzes

Angegangen, das auch den Landtag beschäftigen wird und irr
welchem eck im K 1 heißt, daß das Reich befugt ist, das Eigen¬
tum an Anlagen, welche zur Fortleitung von elektrischer
Arbeit in einer Spannung von 50 000 Volt und mehr bestimmt
sind, gegen angemessene Entschädigung zu übernehmen . Weiter
erklärt sich das Reich für befugt , das Eigentum an Anlagen
zur Erzeugung elektrischer Arbeit (Elektrizitätswerkes mit einer

, installierten Maschineokeistuug von 5000 Kilowatt und- mehr ,'
welche in Eigentum privater Unternehmer stehen und nicht
lediglich zur Erzeugung elektrischer Arbeit für eigene Zwecke
dienen , sowie , privaten Unternehmern Anstehende Rechte zur
Ausnützung von Wasserkräften für die Erzeugung elektrischer
Ackert mit einer Leistungsfähigkeit von 5000 Kilowatt und
mehr einschlietzk. des Eigentums an den in Ausübung dieser
Rechte errichteten Anlagen ebenfalls gegen angemessene Ent¬
schädigung zu übernehmen .

Das badische Arbeitsministerium steht nun in
Übereinstimmung mit der bayerischen, sächsischen, württem -
bergischen und hessischen Regierung aus dem Standpunkt , daß
dem Gesetzentwurf im allgemeinen zugestimmt werden kann,
jedoch muß Vorsorge getroffen werden , daß die Länder oder
mehrere Länder miteinander im Rahmen des Reichsgesctzes
und unter Aufficht des Reiches für ihr Bersorgungsgeibret die
im K 1 dem Reiche Anstehenden Befugnisse selb stausüben ,
jftlm mindesten ist ein Staatsvertrag zu fordern , der
den Ländern diese Rechte gibt. Besonders . Baden mit seinen
reichen Wasserkräften ist hierbei interessiert » nm so mehr , als
die Regierung eine planmäßige Versorgung des Landes mit
elektrischer Kraft , die über die Vorschläge der Reichsregierung- hinausgeht , plant . Ferner ist ein Reichsekektriz » tätS -
r at unter Beteiligung der Länder einzusetzen.

9. Dauptvertammluiig des badikben
Lkmdesvvobnungsvereins .

** Am Sonntag , 20. Juli , fand im Sitzungssaal des badischen
Landtags die diesjährige Hauptversammlung des Landeswosp-
uungsvereins statt . Die Beteiligung aus allen Landesteilen ,
war besonders stark. Aus dem Geschäftsbericht des Vereins ,
den der stellvertr. Geschäftsführer v. Lassaulx erstattete , he¬
ben wir hervor , daß die Entwicklung des Vereins im Berichts¬
jahr ISIS besonders günstig war . Die Zahl der Mitglieder stieg
von 788 um 480 auf 1258 . In dieser Zahl find vesanderS zahl,
reiche -stadt - und Landgemeinden , Vereine, Verbände und Or¬
ganisationen mit vielen Tausende« von Mitgliedern enthalten .
Bes heute hat sich die Witgliederzahl um weitere 250 ans über
1500 erhöht.

An wichtigen Ereignissen aus dem Berichtsjahr erwähne » wir
die Gründung des bad. Baubundes mit feiner SieSIungsbank
und Dlöbel -cchteilung. Me Harrpktätigkeit des Vereins war der
Förderung des gemeinnützigen Bauwesens gewidmet. Ans dktz
Arbeit des Landeswohnungsvereins ist es zurückzufützren, daß
die Zahl der gemeinnützigen Bauvereinigungen in Baden von
47 auf über 100 gestiegen ist. Bon ihnen find 84 im bad . Ver¬
band gemeinnütziger Bauvereinigungen zusammengesckisssen.

Den Hauptteil der Tagung nahm der Entwurf des Heim -
ftLttengesehes von Regierungsrat Dr . Hans Kampfs.
meyer in Anspruch. Rach kurzem Referat des Dr . Kampfs -
weher , in dem er die Grundlinien des Gesetzes zeühruste .
entwickelte sich eine fünfstündige außerordentlich eingehende
Aussprache, bei der zunächst alle Einwände gegen die praMfche
Durchführung und Möglichkeit des Gesetzes zur Sprache kamen.
Die Mehrzahl der Redner stimmten dem Gesetzentwurf bei und
widerlegten die verschiedensten Einwände .

Schließlich wurde nahezu einstimmig folgende Entschließung ,
«efaßt :

„ Die S. Hauptversammlung des badischen Sandeswohnuags -
vereins ist der Ansicht , daß die schilleren Mißstände , die im
Wohnungswesen herrschen» durch die bisher angewandten M :t -
jtr-l nicht behoben werden können, daß vielmehr durch eine groß¬
zügige SeLfwerwaktimgsorgxmffation , der Errichtung und Her.
Wüstung von Wohnungen das Übel an der Wurzel an gefasst
werden muß . Nach Anhörung eines Vortrags Vau Regierungs¬
rot Dr . Ka inp fmeyer und eingehender Nlesftrache hakt sie die
in dem Entwurf des Heünstättengesetzes enthaltenen Grund¬
linien für einen gxergu . ten Weg . der eine Lösung dieser Auf- ,gaben ermöglicht und erwartet . Laß der Entwurf baldmöglichst
dem badischen. Landtag zur Beratung , vorgelegt wird.

Dis zur Durchführung des Gesetzes sind weiter« Baukosten¬
zuschüsse zur Förderung der Bautätigkeit nötig , nicht zuleAi
auch zum Zwecke der Behebung der Arbeitslosigkeit notwendig?'

l Am Schluffe wurden noch die Wirkungen und Anwendung »
»nvAlichkeiten des bad . S p e r rgese tzes ( Gesetz über dey
Verkehr mit Grundstücken̂ erörtert . Allgemein welkde eins
strenge Durchführung dieses Gesetzes verlangt , das bei richtiger
Anwendung für geeignet erachtet wurde , die Spekulation mit
iGrundfiückeu und Gebäudes za verhindern .

. Dle Sedalts - nnd Liffkommensverhsktnikle
der Gemcindebesmren.

** Im Anschluß an eine vom Zentralverband der Ke¬
in e ind e b ca m t e n an die Bezirksämter ^ richteten Rund¬
schreiben über die Gehalts - und Eiukoinmensverhältnisse Mtbas Ministerium des Innern

' bekannt, daß es eben¬
falls der Auffassung ist. daß die anhaltende Teuerung auf

dem Lebensmittelmerrkte und insbesondere Las ständig? Stei¬
gen der Preise für die Bedarfsartikel , es den Gemeinde -n
zur unabweisbaren Pflicht macht , ihren Beamten
und Bediensteten, ähnlich wie dies bei den Staatsbeamten
durch die Gewährung einer AusgleichSzulage geschehen ist, eine
entsprechend«. Aufbesserung ihrer Bezüge zw gewäh¬
ren . Die Bezirksämter sollen daher, wo dies nicht schon ge¬
schehen ist, in dieser Sache mit den Gemeinden neuerdings
ins Benehmen treten Wenn die Gemeinden in einer nach
Lage der Verhältnisse nicht begründeten Weise eine Besser¬
stellung ablehnen soll durch geeignete Vorstellungen aus eine
Änderung dieser Stellungnahme nach>rücklich hingewirkt
werden, *

G Die Völker unter tick.
Die sogleich nach der Unterzeichnung des Frielwns -

vertrags beginnenden Unser na nt » ersetz unsen
de r Völker unter sich haben sich seitdem in dem
von uns erwarteten Maße verstärkt. Auf der ganzen
Welt erleben wir das Schauspiel , daß die Regierungen
der siegreichen Mächte, die den Frisdensvertrag erzwan¬
gen , über- die Einzelheiten und über die Folgen dieses
Vertrages mit ihren Völkern lebhaft herumd-sbattieren .

Am ernstesten ist diese Debatte in Frankreich ge¬
worden , wo sie zu einem Mißtrauensvotum für
das Kabinett C 'lemenceau geführt hat . Und
zwar waren es Fragen wirtschafts-politifcher Natur , die
dort jene Explosion der Gemüter Hervorriesen . Cle -
menreau hat den in erster Linie angegriffenen Acker¬
bau- und Ernährungsminister fallen gelassen, wahrschein¬
lich in der Hoffnung , mit diesem Sündenbock die Existenz
des gesamten Kabinetts reiten zu können. Aus den
französischen Blätterstimmen geht aber deutlich hervor ,
daß man mit dem Mißtrauensvotum nicht nur den Er¬
nährungsminister , sondern di« gesamte Politik des Ka¬
binetts hat treffen wollen , und daß sonach mit einem
Sturz dieses Kabinetts gerechnet werden darf . Von an¬
deren Blättern wird allerdings geäußert , daß es Cie -
meuceau getingen dürste, sich diesmal noch zu be¬
haupten .

In Nor damerika haben sich gleiche Erscheinungen
der Unzufriedenheit gezeigt . Dort ist es die republi¬
kanische Partei , die dem Präsidenten Wilson auf den
Leib rückt. Man tadelt die Politik , die den Präsidenten
nach Paris geführt hat , man tadelt die starke Anteil¬
nahme der Vereinigten Staaten an der Lösung der
Weltgeschrcke , und man tadelt die Bestimmungen des
Völkerbundoertrages . Die - Situation dürfte für Wilson
dadurch erschwertwerden , daß die ernsten und aufrichtigen
Friedensfreunde innerhalb seiner eigenen , der demokra¬
tischen Partei , van dem Frieden -Vertrag keineswegs er¬
baut sind. Sicherlich wird es die republikanische Par¬
tei nicht dazu kommen lassen wollen , daß durch ihre
Opposition der Frredensvertrag - nicht ratifiziert wird ,
sondern sie wird sich, damit begnügen , ihn mit gewissen
Vorbehalten zu ratifizieren .

Einer dieser Vorbchalte wird sich ans die Schan -
tnngfrage beziehen . Die öffentliche Meinung in

^Nordamerika kann und will sich nicht an de» Gedanken
gÄvvhnen , daß die Schantnrrgihalbinsel anIapan fällt ,
und daß überhaupt ganz China restlos dem japani -
scheu Einfluß austzeliefert wird . Wenn nun auch dis
offizielle Politik der Vereintsten Staaten sich bisher be¬
müht hat , einem jeden ernstlichen Konflikt mit Japan
aus dem Wege zu gehen, so müssen wir doch jeden
Augenblick darauf gefaßt sein , daß die öffentliche Mei¬
nung ein energisches Auftreten Japan gegenüber er-
Minst .

Daß ein solches Auftreten schließlich zum Kriege fuhren
müßte , liegt ans der HanL. Und wir sehen denn auch ,
baß von den siegreichen Mächten niemand daran
denkt , wirklich zn demobilisieren , ge -
schweige denn wirklich abznrästen . Im
Gegenteil , das gigantische Rüstungtzprogramm der Ver¬
ewigten Staaten , das darauf hinansläust . Nordamerika
die stärkste Kriegsflotte der Welt zu verschaffen, wird
ncsth wie vor anfrecht erhalten .

In Italien hat zwar das neue Kabiwttt Nitti err»
Vertrauensvotum von der Kammer erhalten ', ciber damit
sind die wirtschaftlichen ust > scyialen Probleme des Lan¬
des gewiß noch nicht gelöst; sie bestehen vielmehr in
alter Schärfe fort und lassen Italien in einem Zustande
bauernder Gärung erscheinen. Verhältnismäßig am
ruhigsten ist es noch kn England . Aber auch dort

werden sich in absehbarer Zeit dis in stattlicher Zcchl vor¬
liegenden , sehr schwierigen Probleme parteipolitischer ,

! staatsrechtlicher und sozialer Natur in der Form van hef-
i trgen Konflikten entladen .

Bei alledem darf nicht außer acht gelassen werden .
- baß die sogenannten Ostfragen durch den Friedens -
' vertrag noch keineswegs ein« befriedigende , Dauer vsr-
' heißende Lösung gefunden haben . Im Osten brodelt
! noch alles wild durcheinander, Die vom „ Corrieve della
l Sera " gemeldete Tatsache, daß die Entente dievöllige

Auflösung undAufterlung der Türkei be-
. schlossen habe, wird dieses Chaos natürlich nur noch ver-
' grvßern . Ferner gilt für die drei europäischen Graß -
! Mächte England , Frankreich und Italien in gleiche»
' Weise die Taffache , daß di« Arbeiterschaft diese»

Länder immer offener und entschiedener gegen den Vev
sailler Vergewaltigungsfrieden prsteftie
ren .

Was die Lage in Deutschland betrifft , so Wirt
sie beherrscht durch die drei großen Fragen der Kohlen »
Versorgung , her Finanzgesundung und der Arbeitsbeschaf
fung .. Daneben dauern die parteipolitischen Kämpft ,
das heißt in erster Linie der Kampf des Links - und
Rechtsbolschswismist ^ gegen die Reichsregierung , unver¬
mindert fort . Die Konservativen haben sich, wie bereits
gsstern an dieser Stelle betont, als Oppositionspartei
sestgelegt , und die Unabhängigen schwimmen bereits mit
einer derartigen Hingabe mr Fahrwasser blindwütiger ,
alles verhetzender Opposition , daß man sich schon heute
die in einem parlamentarisch regierten Staate nicht mehr i
akademische Frage vorlegen muß, wo denn dreh
Partei ihre Befähigung zum Regieren hernehmen will ,wenn sie selbst einen Teil der Volksmassen systematisch
zur Abneigung gegen alles , was Regierung heißt , er-
zieht . So betrachtet, - gewinnt der „Weltvroteststreik"
den die Unabhängigen und Kommunisten für den gestri¬
gen Tag proklamiert hatten , noch seine besondere Be -
deutung , die naturgemäß in der Hauptsache in der er-
neuten Schädigung unseres Wirtschaftslebens zu suchen
ist Wir werden im Zusammenhang mit andere« Dingen
tnorgen noch auf diese unKaublich törichte Politik der
Unabhängigen M sprec^ n kommen.

Die Verletzung der belgitcken
Neutralität .

* Neue interessante DrrleKungxn zu der Frage des Eisin .rr.
sches in Belgien bringt ein. Buch „Der geistige Kamps um die
Verletzung der belgischen stemraiität ", das der frühere Gerre -
ralftavsoberst Schivertseger soeben im Verlag Engelinaun , Ber-
liu .. erscheinen ließ. Schwertftger , Ser während der Okkupation
tangere Zeit die Brüsseler Archive verwaltete, iß zwar von der
absolut zwingenden strategischen Notlage überzeugt, sein Buchdient aber dem Zweck,, in- de» unheilvollen Wirrwarr der öffen-t.
luhen Meinung , über unser Recht ans die Uberrennnug , Bel ,
grenZ und demgemäß ans die Annexion des Landes Klarhest
zu vringen . Die „Frauksnrter Zeilnr-g" schreibt .darüber n. a.
folgendes :

„Die belgischen Aktenstücke über die englisch- belgische Konven¬
tion , wie überhaupt die Brüsseler Urkunden, sind Gegenstand
seiner sorg>amsten Forschung. Lurch «ichhs ist d« Verwirrungin der belgischen Frage mehr gefördert worden, sa erkennt
SchwerrseMr , a>l» durch die Verössncklichung dieser Aktenstücke
durch die Rieichsregiernng in der Hitze ik:s Kampfes im. Heckst
1814 , durch die Art und die Tendenz der Ausbeutung der bel¬
gischen Archive . Sie boten , uns richtig verwandt, eine schätzeuS-
werte Hilfe , aber zur Aufdeckung der Schuld Belgiens und da¬
mit zur Rechtfertigung de» deutschen Einmarsches wäre» sie
durchaus nicht geeignet. Tie öftemüche Meinung Deutschlandswurde durch sie völlig irregeführt und das feindliche Ausland
erbaute sich an der Ungeschicklichkeit ihrer Verwertung . Die
Betchmannschen Worte erschienen allzuvielen Deutschen mit
eknemmal als der schwerste Fehler, während man. wie Schwert¬
feger sagt, zugleich begann, „ in Belgisn einen Verräter zu
sehen, der sich jeden Ansprrrches aus wohlwollende Behandlungin der Zukiftst " endgültig begeben habe." . . . Shwertftger
geht dem Irrtum über Belgien mit einer Gründlichleü und Un -
erbittlichkeit zu Leibe , die kieseu Eindruck Hinterlagen muß.Um so mehr als er mit schärfe und Sachlichkeit all !-« herauL-
ackeitet . was . aus das Schulükouto des belgischen GeneralstaLes
und der belgischen Politik und erst recht der Engländer gesetzt
werden kann . Er stellt fest» daß es überaus ernst zu nehmende
und wertvolle Mitteilungen waren , die der belchsche General ,
stabschief Ducurne im Jahre 1VW bei seinen Besprechungen
mit dein englischen Militärattache Barnardrstau den Engländern
gemacht hak, indem er sie wissen liest, daß Belgien im Falle
eines deutschen Einmarsches den größten Widerstand leiste »
und . gestützt auf Lüttich , and Namur . Sinnen vier Degen 100 St 0
Belgier gegen die Eindringlinge werfen werde . Der Engländer
sagte bekanntlich Hilfe zu . Schwerrfeger. der deutsche Geckral -
stabsobersk, urteilt mit Küble über den ganzen Vorgang : es ist

Mit einer Beilage : Amtliche Gewinnliste der 20 . Württemberaischeu Rote -Kreull-Loffene .
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> nur einer der zahle eichen Brrsnche des über die Gefährdung
feines neutralen Vaterlandes im Kriegsfall mit Recht befolg¬
te» und mit dem bedrohlichen deutschen Angriffsplau rechnenden
belgischen Generalstabschef, Belgien nach allen Seiten zu
sichern. Das Mißtrauen Belgiens richtete sich auch gegen
Frankreich und England . Schwertfeger weist dies aus dem gan¬
gen Verlauf der Verhandlungen und der Haltung Belgiens
nach und kommt zu dem Urteil : . Die Besprechungen bauten sich
auf - er Annahme auf , daß Deutschland die belgische Neutrali -
tat verletzen würde, und Ducarne hielt sich seinerseits nicht nur
für berechtigt , sondern auch für verpflichtet, für diesen Fall im
Interesse seines Landes alle nur irgend möglichen Sicherungen
zu schaffen . Darin lag eine nicht unerhebliche Begünstigung
eines oder zweier Garantien der belgischen Neutralität zu¬
ungunsten eines dritten (Deutschlands) ." Weiter geht die
Schuld Belgiens nicht. Nach seiner Meinung wäre es richtig
zrwesen, daß Belgien, um ganz unparteiisch zu sein und z«
bleiben, von den Versuchungen Englands Deutschland vertrau »
lich Kenntnis gegeben hätte. Mag sein . Es Uetze sich, so kann
man hinzufügen , noch ein anderer Weg denken: die Flücht in
dir Öffentlichkeit hätte Belgien den wirksamsten Schutz vor einer
Verletzung seiner Neutralität bieten können. Angriffspläne
zum Nachteil der belgischen Neutralität hätten der öffentlichen
Kritik nicht Stand gehalten. Die Gefahr drohte bis 1913 auch
von Frankreich, denn bis dahin galt der französische Operations .
plan Nr . 16 , der, wie man seit der Tagung der französischen
ilntersuchungskommission über die vorzeitige Räumung des Er^-
bcckens von Brieh weiß, deutlich verrät , daß er sich um die bel¬
gische Neutralität nicht kümmere. Vom Frühjahr 1913 ab galt
der Plan Nr . 17, der mit dem deutschen Einmarsch in Belgien
rechnete und , wie der Kriegsverlaus zeigte , daraus für die Ein¬
dringlinge eine Falle zu machen suchte . Oberst Schwertfeger
kommt zu dem Ergebnis , datz es bester gewesen wäre, die „Con¬
ventions anglo -belges"

, die sich ja nie zu bindenden Abmachun¬
gen verdichtet haben, „nicht in dem Sinne auszuwerten , wie es
im übereilten Drange der ersten Kriegsmonate geschehen ist, "
denn sie zeigen im Grunde nur , wie groß die Versuchungen
waren , denen die belgische Neutralität durch die Entente aus -
gesetzt war . Sie brachten zwar für Deutschland ein Aktiv» m :
„ datz sie Deutschlands Notlage klar hervortreten lassen "

, aber
das deutsche Unrecht kann dadurch nicht in Recht umgedeutet
und der Einmarsch in Belgien nicht mit der Schuld Belgiens
begründet werden. Die deutsche Politik lietz sich durch histo¬
rische Reminiszenzen zum Glauben verleiten , England werde
den Einmarsch in Belgien nicht so auffassen, wie es dies getan
hat ; die Verletzung der belgischen Neutralität war darum ein
„ politischer , Lurch nichts zu rechtfertigender schwerer Fehler .

"
Die deutsche Politik , so meint auch Schwevtfeger, hätte einen so
gefahrenreuhen Operationsplan , der überdies den Führern
der Entente die Möglichkeit zu dem denkbar größten moralischen
Entrüstungsrummel bot, niemals zulasten dürfen . Was sagt
Bethmann Hollweg dazu ? In seinen „Betrachtungen zum
Weltkrieg" heitzt es : „ Zum Glücken der Westoffensive geArte
«ach militärischem Urteil zwingend der Durchmarsch durch Bel¬
gien. Politische und militärische Interessen stießen hier hart
aufeinander . Das Unrecht gegen Belgien lag auf der Hand,
und die allgemein-politischen Folgen des Unrechts waren zu
greifen . Der Chef des Generalstabs , General v. Moltke, ver¬
schlaf; sich diesen Gedanken keineswegs, erklärte aber den mili¬
tärischen Zwang für absolut . Ich habe meine Ansicht der sei-
uigen anpassen müssen .

" Nun liegen die Scherben vor uns .
"

Deutsche Nationalversamm¬
lung .

Die zweite Beratung des Verfassungsentwurfes wurde
gestern bei dem 5 . Abschnitt der Grundrechte und des Wirt¬
schaftslebens, Art . 148 bis 162, fortgesetzt.

Mg . Sinzheime « (Soz .) erstattet den Bericht über diesen
Abschnitt . Dieser Teil der Verfassung behandelt das Wirt¬
schaftsleben. Mnen der Hauptgrundsätze bilden die rechtliche
Anerkennung des Eigentums . Von grötzter Bedeutung ist
die in dem Abschnitt enthaltene Regelung des Arbeitsrechtes .
Für dieses Gebiet wird die Vereinheitlichung angestrebt . End¬
lich bringt dieser Teil der Grundrechte die Regelung der
Rätefrage . Dabei wird von dem Gedanken ausgegangen , datz
die wirtschaftlichen Kräfte nicht frei und ungebunden wirken
dürfen , sondern organisatorisch festgelegt werden müssen, nach
denen sich die Entwicklung der wirtschaftlichen Kräfte abspie¬
len soll .

Art . 148 gewährleistet im wesentlichen die wirtschaftliche
Freiheit des einzelnen und die Handels - und Gewerbefreiheit .

Die U .S . Frau Agnes und Gen . beantragen , die Art . 148
und folgende, die sich auf die wirtschaftliche Ordnung be¬
ziehen, zu streichen und dafür die Umbildung der kapitalisti¬
schen Wirtschaftsordnung in die sozialistische auszusprechen und
kns zur Verwirklichung des Sozialismus dem Reiche die Für¬
sorge zum Schutze der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der
Arbeiter und gegen die wirtschaftlichen Folgen der Wechsel¬
fälle des Lebens zu übertragen .

Wg . Henke (U. S .) : Diese Verfassung soll demokratisch
sein, wie keine andere auf dem Erdball . Von einem Sieg
der Revolution in der proletarischen Weltanschauung aber
findet man darin keine Spur . (Sähr wahr bei den U.S .) Die
Verfassung wird kein langes Leben haben . An ihre Stelle
tritt der Sieg des Sozialismus und die Diktatur des Prole¬
tariats .

Art . 148 wird in der Fassung des Ausschusses angenommen .
Art . 145 gewährleistet das Eigentum . Enteignet kann nur

zum Wohle der Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grundlage
gegen angemessene EntschÄugung werden. Der Gebrauch des
Eigentums soll zugleich Dienst für das Gemeinwohl sein.

Dazu liegt ein Antrag Heinze (D . V .) vor, bei Festsetzung der
Höhe der Enteignung den Rechtsweg offen zu halten und
ein Antrag Dr . Beyerle, datz Enteignungen gegenüber Län¬
dern , Gemeinden und Verbänden nur gegen Entschädigung
dorgenommen werden können.

M >g . Dr . Heinz« (D . B .) : Die Art , wie die Entschädigungen
festgesetzt werden, gibt zu Zweifeln Anlatz . Letzten Endes
mutz die Entschädigung doch die gerichtliche Behörde treffen .
Das Zivilrecht wird durch diese Frage stark in Anspruch ge¬
nommen . Die Anregung , datz auch Länder entschädigt wer¬
ben sollen, nehmen wir an .

Reichskommiffar Dr . Preutz : Dagegen , datz in Fällen der
Enteignung der Rechtsschutz der Gerichte cintritt , ist im
Grunde genommen nichts einzuwenden . Dagegen erscheint
eS bedenklich , angesichts der Folgen , die der Friedensvertrag
haben kann, eine Bestimmung aufzunehmen , die geeignet ist,
der künftigen Gesetzgebung einen Riegel vorzuschieben. Die
Möglichkeit muh offen gehalten sein, die Enteignungssrage
durch ein neues Gesetz zu regeln . Derselbe Einwand gilt auch
gegenüber dem Antrag Beherle.

Abg . Leicht (Ztr .) : Der Antrag Beherle , datz bei Enteig¬
nung gegen Länder , Gemeinden und gemeinnützige Verbände
in jedem Falle Entschädigung erfolgen soll, ist zu begrühen .
Enteignungen geschehen im Interesse der Allgemeinheit.
Länder , Gemeinden und gemeinnützige Verbände sind aber
bereits ein quantitativer Teil der Allgemeinheit oder stehen
in ihrem Dienste.

Württ . Ministerialdirektor Rneßlrin empfiehlt im Namen
sämtlicher einzelstaatlichen Regierungen die Annnahme des
Antrags Beyerle . Er verlange nichts Unbilliges, sondern
schütze an sich schon finanziell in bedrängter Lage befindliche
Länder vor neuer Schwächung der Finanzen .

Damit schlieht die Besprechung.
Der Art . ISO wird unter Ablehnung des Antrags Heinzeund Anncchme des Antrags Beyerle angenommen .
Art . 151 : Gewährleistung des Arbeiterrechts wird ange¬

nommen .
Der Präsident Fehrenbach bittet mit Rücksicht darauf , daß

die bisherigen Verhandlungen über Artikel, die eigentlich kaum
ein Gegenstand eines ernsten Streites gewesen seien und
schon zwei Stunden in Anspruch genommen hätten , sich grö¬
ßerer Kürze zu befleißigen.

Nach Art . 152 soll die Beteiligung und Nutzung des Bodens
jedem Deutschen, besonders kinderreichen , Familien , Wohn-
und Wirtschaftsheimstätte sichern unter besonderer Berücksich¬
tigung der Kriegsteilnehmer . Grundbesitz kann zur Befrie¬
digung des Wohnungsbedürfnisses , zur Förderung der Sie¬
delungen und Urbarmachung enteignet werden . Die Fidei¬
kommisse find aufzulüsen . Die Bahnbearbeitung ist Pflichtdes Grundbesitzes. Die Wertsteigerung des Bodens , die ohne
eine Arbeit oder Kapitalaufwendung auf das Grundstück ent¬
steht, ist der Gesamtheit zuzuführen . Alle Bodenschätze und
Naturkräfte stehen unter Aufficht des Staates .

Ein Antrag der D . N . Arnstad und Gen . will die Auf¬
lösung der Fideikommisse streichen und die Wertstcigerung des
Bodens ohne Arbeits - und Kapitalsaufwendung durch Be¬
steuerung für die Gesamtheit nutzbar machen .

Ein Antrag der Demokraten Hartman » u . Gen . will statt
„der Gesamtheit zuzufiihren " sagen : „der Gesamtheit nutzbar
zu machen".

Abg . Waldstein (Dem . ) beantragt statt „Naturkraft " zu
sagen „wirtschaftlich nutzbare Naturkraft " .

Die Sozialdem . Auer und Gen . beantragen : Alle Boden¬
schätze und Naturkräfte sind in Gemeineigentum überzuführen .

In der Abstimmung wird Artikel 152 unter Ablehnung
aller übrigen Anträge nur mit der Änderung angenommen ,
datz bei Wertsteigerungen der Boden für die Gesamtheit nutz¬
bar zu machen , nicht der Gesamtheit zuzufiihren ist und daß
statt der Naturkräfte gesagt wird : wirtschaftlich nutzbare Na-
iurkräfte .

Nur über die Aufhebung der Mutungsrechte wird morgen
namentlich abgestimmt werden.

Artikel 153 „ Vergesellschaftung" wird in der Ausschutzfas¬
sung nebst einem Zusatzantrag der Sozialdemokraten ange¬
nommen . Die Erwerbs - und wirtschaftlichen Genossenschaften
und deren Vereinigungen sind die Träger der Gemcinwirt -
schaft .

Die Artikel 154, Schutz der Arbeiterschaft und einheitliches
Arbeiterrecht, 155, Schutz der geistigen Arbeit , 156, Vereini¬
gungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits - und
Wirtschaftsbedingungen , 157 , Sicherung der freien Zeit zur
Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte , 158, Arbeiterverstche-
rungswesen , 159, zwischenstaatliche Regelung der Rechtsver¬
hältnisse der Arbeiter , und Artikel 160, Arbeitspflicht und Ar¬
beitsrecht werden ohne Erörterung in der Ausschutzfaffung
angenommen .

Artikel 162, Schutz des Mittelstandes gegen Ausbeutung ,
wird mit dem Austausch des Wortes „ Ausbeutung " gegen
„ Überlastung" in der Ausschutzfaffung angenommen .

Artikel IW , Räteartikel , bestimmt im wesentlichen, Arbeiter
und Angestellte wirken mit den Arbeitgebern an den Lohn-
vnd Arbeitsbedingungen in der gesamten wirtschaftlichen Ent¬
wicklung der produktiven Kräfte mit. Die Organisationen
und ihre Vereinbarungen werden anerkannt . Arbeiter und
Angestellte erhalten gesetzliche Vertretungen in den Betriebs¬
arbeiterräten , Bezirksarbeiterräte « und in einem Reichs¬
arbeiterrat . Die Bezirksarbeiterräte und der Neichsarbeiter -
rat bilden mit den Vertretungen der Unternehmer und der
sonst beteiligten Volkskreise Bezirkswirtschaftsrote und einen
Reichswirtschaftsrat , in denen die wichtigsten Berufsgruppen
vertreten sind . Grundlegende sozialpolitische und wirtschafts¬
politische Gesetzentwürfe sind dem Reichswirtschaftsrat zur
Begutachtung vorzulegen . Dieser kann solche Gesetze beim
Reichstage beantragen . Seine Vertreter können an den
Reichstagsverhandlungen darüber teilnehmen .

Die Wgg . Hauhmannn (Dem .) und Gen . beantragen , datz
die Reichsregierung , auch wenn sie den vom Reichswirtschafts¬
amt beantragten Gesetzesvorlagen nicht zustimmt , diesen trotz¬
dem unter Darlegung ihres Standpunktes ' dem Reichstage
einzubringen hat .

Ein Antrag Schneider (Soz .) und Hauhmann (Dem .) will
neben den Betriebsarbeiterräten auch auÄirücklich die Ange-
stelltenräte aufgeführt sehen.

Mg . Delrus (Dem .) beantragt , datz nicht nur die wichtigsten
Berufsgruppen , sondern alle wichtigen Berufsgruppen in den
Wirtschaftsräten vertreten sein sollen .

Die Abgg . Arnstad (D . Ntl .) und Gen . beantragen , an
Stelle des Entwurfs die Einrichtung eines nach allen Berufs¬
ständen gegliederten Reichswirtschaftsrates als öffentlich-recht¬
liche Vertretung des gesamten Wirtschaftslebens . Er hat
grundlegende sozialpolitische und wirtschaftsgesetzliche Ent¬
würfe zu begutachten.

Die Unabhängigen beantragen die Wahl von Betriebsräten
durch die Arbeiter und Angestellten, die an der Leitung der
Betriebe mitwirten und die Sozialisierung fordern sollen.
Die Arbeiterräte sollen di« Verwaltung im Reich , Staat und
Gemeinde beaufsichtigen und haben das Recht des entschei¬
denden Einspruchs gegen gesetzliche Matznahmen.

In der Debatte erklärt Reichsarbeitsminister Schlicke : Die
Vorlage geht wesentlich über das hinaus , was die Regierung
versprochen hat . Allerdings hat sie niemals versprochen, daß
sie politische Arbeiterräte schaffen will. Das Rätesystem
arbeitet nicht überall vollkommen wie man aus nächster Nähe
in München sehen kann. (Widerivruch bei den U .S .)

Die Arbeiterausschüsse werden den Betrieben aufgehoben
werden .^ In einem Betriebe zwei Körperschaften mit den¬
selben Aufgaben zu betrauen , erscheint nicht angängig . Wie
die Arbeitgeber vertreten sein sollen, darüber kann ich mich
heute noch nicht äußern . Es kommt darauf an , die beiden
Kreise, die verschiedene Interessen zu haben glauben , zur
Zusammenarbeit zu bringen .

Reichskommiffar Dr . Prruß empfiehlt ans technischen Grün -
den, dem demokratischen Antrag zu folgen.

Reichsarbeitsmimster Schlicke erklärte , nachdem sich noch
verschiedene Redner geäußert hatten : Wir sind damit ein¬
verstanden , daß der Entwurf noch weitere Verbesserungen im
Sinne der Arbeiter und Angestellten enthält .

Wg . Giebel (Soz .) : Angestellte und Arbeiter sind darauf
angewiesen, in den Betriebsräten gegen den Kapitalismus zu¬
sammenzustehen . Die Angestellten wollen auch gar nicht iso¬
lierte Betriebsräte für sich, denn sie wissen , datz sie gar nicht
schlecht dabei fahren , wenn sie die organisierten Arbeiter des
Betriebes mit vor ihren Wagen spannen .

Abg . Andrer (Ztr .) erklärt : Nach der Auslegung des An¬
trages Schneider werde ein Teil seiner Freunde nicht für
diesen Antrag stimmen.

Damit schlieht die Besprechung. Nächste Sitzung Dienstag
vormittags pünktlich 10 Uhr. Schluß gegen 11 Uhr abends .

Volttitcöc
Lur Aufhebung der Blockade.

* Uber die voraussichtliche Wirkung der Aufhebung deck
Blockade wird an zuständiger Berliner Stelle vermutet , datz!
uns aus dem neutrale » und dem bisher feindlich gesinntesAuslande große Mengen Lebensmittel angeboten werden , Lochs
zu Hoden Preisen . Die bevorstehende Aufhellung der Blockade!
wird den Handel erleichtern, aber nur teilweise, denn oeml
gewaltigen Bedarf Deutschlands entsprechen die zur Verfü¬
gung stehenden Zahlmütcl nicht . Nur ein langfristiger Kredit
kann «ns Zahlmittel für unsere dringenden Bedürfnisse schaff
fen. Die Regierung ist eifrig bemüht , unseren Auslands -
kredit zu heben. Ein langfristiger Kredit würde unsere Va¬
luta steigern und eine Senkung der Preise herbeiführen . D >s
Kreditgeber werden aber nur Vertrauen gewinnen , wenn wie¬
der gearbeitet wird. Tie Aufhebung der Blockade wird eine
sofortige entscheidend « Umwälzung unserer Ernähruugswirt -
schaft nicht bringen könne,i , doch wird mit einer fülilbar -n
Besserung zu rechnen sein . Eine großzügige Einfuhrkontrolle
mutz bestehen bleiben ; bis ein Ausgleich zwischen dem An¬
gebot und der Nachfrage hergestellt ist, muh der Handel sich
Beschränkungen auserlegen .

Selbstmord eines Auszuliekernden.
* Der Bürgermeister von Völklingen, SohnS» der in Saar »

brücken in Untersuchungshaft saß , ist freiwillig aus dem Le¬
ben geschieden . Er wurde tot in seiner Zelle gefunden . Sohns ,
der als Hauptmann der Laifdwehr Kommandeur eines Pio¬
nierbataillons war , wurden in Belgien ungerichtete planlose
Zerstörung zur Last gelegt. Er sollte in den nächsten Tagen;
nach Brüssel gebracht werden, um dort vom Kriegsgericht ab¬
geurteilt zu werden.

Französische Bluttaugerel .
* Ein« HaVas.Meldung vom Sonntag meldet l>t. „B . Pr ."

Die französische Regierung hat beschlossen, auf Zahlung de« .
geforderten Butze für die Tötung des französischen Sergeanten !
Mannheimer in Berlin zu bestehen . Die neue Note an Deutsch¬
land wird die nochmalige Forderung unter Stellung einer ange¬
messenen Frist aussprechen. Die Havasmeldung fügt hinzu ,
daß bis zur Ratifikation des Friedensvertrages durch das fron ,
zösische Parlament der Kriegszustand mit Deutschland fortb
steht .

Die neuen Bedingungen kür Deutlcb-
Gtterrelch.

Am Sonntag vormittag wurde dem Staatskanzler Renners
in S :. Germ iin . der vervollständigte Friedensvertrag M' t
Österreich überreicht. Die an dem ursprünglichen Vertrags
vorgenommenen Änderungen beziehen sich auf die GebietS-
und Wirtschaftsklauseln . In Mähren ist die Grenze leicht
verschoben / um den Tschechen an der Donau einen Brücken¬
kopf zu gewähren . Dagegen sind Österreich in Ungarn ge¬
wiss« deutschsprechende Distrikte zuerkannt worden . In Steier¬
mark und Kärnten ist der Distrikt von Marburg den Süd¬
slawen zugesprochen. Über die Gegend von Klagenfurt soll
eine Abstimmung entscheÄen . Die neuen wirtschaftlichen
Klauseln sind weniger hart als die zuerst beschlossenen . Dis
Hauptmilderung besteht darin , das österreichische Privateigen¬
tum von den Kriegsfolgen zu entlasten . Die österreichisch «
Abordnung hat , um ihre Gegenvorschläge zu machen , eine
Frist von 1V Tagen erhalten . Die österreichische Armee darf ,
die Offiziere einbegriffen , nicht mehr als 39 999 Mann ein¬
schließlich der Rekruten zählen, und die Soldaten dürfen stchh
nur aus Freiwilligen rekrutieren .

Die Wiedergutmachungskommission setzt unter den gleichen
Bedingungen wie für Deutschland die bis zum 1 . Mai 1921
zu zahlende Entschädigungssumme fest . Tie Kommission setzt
eine Untcrkommission ein, die sich mit den österreichischen An « !
gelegenheiten beschäftigt . Tie Vorkricgsschnlden Österreich-
Ungarns werden von allen Sukzesüonsstaaten und Österreich!
getrogen werden . Den Anteil, den jeder Staat an diese »
Schulden haben wird, wird von der Wiedergutmachungskom¬
mission festgesetzt . An der Kriegsschuld nähmen die Suk»
zesjionsstaaten nur bis zum Betrage von 1500 Millionen!
Goldsranken teil . Hiervon entfällt die Hälfte auf Tschecho-
Slawien , die andere Hälfte wird gemeinsam von Polen , Ru¬
mänien und Südslawien getragen . Die Sukzessionsstaater»
kommen ferner für die alten Bankschuldennoten auf , die autz
ihrem Gebiet zirkulieren . Außerdem müssen sie die Domänen ,
des ehemaligen österreichisch -ungarischen Staates und dey
Dynastie , die auf ihrem Gebiet liegen, zurückkaufcn.

Der „Teinps " meint , datz die Anforderungen , die an Öster¬
reich gestellt werden, so groß sind , datz die Zahlungsunfähig¬
keit klar zutage tritt . ^ Die a . und a . Regierungen mühten
also einen Plan über die Reorganisation ausstellen und die
Kontrolle des gesamten wirtschaftlichen Lebens in Österreich
übernehmen .

Die italienische Forderung um Überlassung der österreichi¬
schen Rechte in Tientsin an Italien ist nacv einer Meldung
des „ Corricre della Sera " abgclehnt worden . Das Gebier
soll an China zurückgegeben werden.

Der „Meltprotettttreik " im Ausland .
Über den angekündigten Weltproteststreik liegen heute noch

wenige Meldungen .vor , die aber darauf schließen lassen , datz.
,m Auslande keine große Begeisterung für die Sache vorhan -. ,
den war . In Parks wurde , den „N. Rotterd . Cour .

" zufolge
iu den staaüichen und Privatbetrieben wie alle Tage gearbei¬
tet . An dem Versuch eines Demonstrationsumzuges von der

. ->ln >ue aus nahmen einige Tausend Mann
Anarchisten und Syndikalisten teil. Die gesamte organisiert «
Arbeiterschaft des Seinedepartements hielt sich von der Kund-
gebung fern .

In London herrschte nach demselben Blatt absolute Ruhe .
Es findet nicht eine einzige Demonstration für die WcltsoS-
daritäl statt . In der City herrschte Leben wie immer . All«
Verkehrsanstalten waren im Betrieb, in keiner Fabrik wurde
^

§ r
*

Rom ist der „Voss. Ztg .
" zufolge, der erste Tag deS

Streikes , der 20 . Juli , in Ruhe verlaufen . Straßen ,
Kaffees und Restaurants blieben geöffnet. Die Straßenbahn
verkehrte. Nachrichten aus der Provinz sind noch nicht be¬
kannt da die Zeitungen nicht erschienen sind . Der Sonntag
war , so heitzt es in dem Bericht , ein Mißerfolg für die Strei¬
kenden , und wenn der Montag ebenso ausfällt , so wird da»
ein schwerer Schlag für die sozialistische Organisation sein.
Die meisten Häuser tragen nationalen Flaggenschmnck all»
Demonstration gegen den internattonalen Charakter txA
Streikes .

Nach einer MeLung ans Brüssel hat die belgische Arbeiter -
schaff sich an den Demonstrationen für die internationale
Solidarität nicht beteiligt . In den verschiedenen . großen
Städten Hollands war gestern von einem Generalstreik kein«
Rede. In Amsterdam streikte etwa ein Zehntel der kommuna»



Arbeit» . Sn Rotterdam streikte» auch di« Eis« Sahne :
nicht . Ruhestörungen wurden nicht gemeldet.

Der 21. Juli im Neickc .
, » Trotz des Verbotes von Versammlungen unter freiem

Himmel hatten sich gestern vormittag , so wird aus Bernn ge¬
meldet, in Treptow und in Friedrichshain Tausende von Ange.
Hörigen der Unabhängigen versammelt , um gegen den Gewalt -
srieden , gegen den Imperialismus und für die Volkerverbru -
derung zu demonstrieren . In Treptow wurde von drei Stel -
len aus gesprochen . In Friedrichshain wurden die Bersamm -
dmgrn durch Mlitär gesprengt. Als die Aufforderung , aus¬
einander zu gehen, nicht Folge geleistet wurde , feuerten die
Truppen einige Schreckschüsse ab , worauf sich die Menge unter
Hochrufen auf die Internationale zerstreut« .

In den NachmittägSstunden bewegte sich eine graste Menge
von Demonstranten vom Humboldtsheim nach dem Innern
der Stadt zu , die sich allem Anschein nach zu den um 4 Uhr
angesetzten Versammlungen am Schloß begeben wollten . Aus
der Wilhelmsstratze werden ebenfalls Ansammlungen ge.
meldet, aus deren Reihe hin und wieder die Rufe : . Nieder
mit der Regierung !" erschallten. Die Regierung hat für aus¬
reichenden militärischen Schutz gesorgt. Die zweite und dritte
Marinebrigade find einmarschiert und die Division Lettow-
« orbeck ist näher an Berlin herangezogen worden . Alle Lffent-
lichen Gebäude, besonders das Schlotz , sind mit starken' Wachen
«ersehen.

Die Straßenbahnen und Untergrundbahnen verkehrten nicht ,
dagegen befanden sich die Omnibusse in Betrieb . Auch die
Stadt -, Ring - und Vorortbahnen verkehrten . In den städti¬
schen Elektrizitätswerken ruhte die Arbeit vollständig, auch in
den Gaswerken wurde nicht gearbeitet . Aber die Gasversor .
aung war doch noch nicht unterbrochen . Die Wasserversorgung
hat keine Stockung erlitten . Zu einem Generalsausstand hat
sich der Streik nicht entwickelt . In den staatlichen und städti¬
schen Betrieben wurde durchweg gearbeitet , ausgenommen in
der Neichsdruckerei , ebenso in allen kaufmännischen Betrie¬
ben , in Warenhäusern und Spezialgeschäften .

In Spandau wurde in allen lebenswichtiger« Betrieben
nicht gestreikt . Es streikten die Gas - und Elektrizitätsarbeiter .
An der Siemensstadt verhinderten Streikposten die Arbeits¬
willigen , in die Betriebsräume einzutreten . Am Wernrrwerk
stürmten aber einige Hunderte arbeitswillige Leute die Streik¬
posten und schlugen diese in die Flucht. Im Gasbetrieb
Spandau wurde gearbeitet .

Eine weitere Meldung vom 31 . besagt : In Stettin streiken
seit heute früh die Arbeiter der großen Betriebe . Die Ver¬
kehrsanstalten sind im Betrieb . Im Freistaat Sachsen wurde
der Aufforderung der U . S . P . nicht gefolgt. In Leipzig
haben, wie die „B . Z . am Mittag " berichtet, die Demonstra¬tionen zu keinem Streik geführt . Die Geschäfte sind geöffnet
und die Straßenbahnen verkehren. In Breslau hat die Ar¬
beiterschaft den Streik abgelehnt.

Vom demokratitcben Parteitag .
Auf dem demokratischen Parteitag , der dieser Tage in Ber -

Kn eröffnet wurde , kennzeichnete der Abg. Schiffer die Stel »
krngnahme der Fraktion in der Frredensvertragsfrage . Er
führte dabei u. a. aus : Es ist für uns völlig unmöglich mit
den Rechtsparteien zusammenzugehen . Wir sind national bis
aus die Knochen Beifall ) , aber wir sind nicht nationallistisch
oder chauvinistisch , denn wir wollen das Land nicht wieder in
bas Me Elend hineinsagen.

Während der Sitzung wurde dem Parteitag folgende, von
Mahlreichen Mitgliedern unterschriebene Entschließung unter -
vreiett :

ttDer Parteitag der Deutschen Demokratischen Partei spricht
der Fraktion für die Haltung in der Nationalversammlung
Zustimmung und Dank aus . Er billigt das Ausscheiden der
Demokraten aus der Reichsregierung anläßlich des Frieden -
fchluffes . Der Parteitag nimmt mit Befriedigung davon
Kenntnis , datz mit diesem Schritt keine Annäherung der
Deutschen Demokratischen Partei an die rechtsstehenden Par¬
teien beabsichtigt oder verbunden ist. Die Deutsche Demokra¬
tische Partei erkennt diesen unerträglichen Frieden nicht , als
«ine rechtsgültige Ausführung der in den Waffenstillstands -
dereinbarungen gewonnenen Rechtsgrundlagen an und erhebt« ge« die unerhörte Vergewaltigung jdes deutschen Volkes
stammenden Widerspruchs Den einmal geschlossenen Frieden
toerden Wir, so unerfüllbar er auch ist, nach besten Kräften
And ehrlich zu erfüllen suchen in der sicheren Erwartung , da¬
mit die wirtschaftlicheund politische Gleichstellung Deutschlands
«o erreichen und die Leiden unseres Volkes im besetzten Ge-
« et abzukürzen ; wir verwahren uns aber schon jetzt dagegen,
beS Wortbruchs geziehen zu werden , wenn wir trotz ehrlichen
Bemühens nicht alle Forderungen des Vertrages zu erfüllen
vermögen. Das Weltgewissen und die Grundsätze der Demo¬
kratie, denen sich kein Volk auf die . Dauer entziehen kann,
Werden zur Revision dieses Friedens führen . Der Tag wird
kommen, an dem Deutschland unter günstigen Bedingungen
kn einen wahren Völkerbund eintritt . Dann ist der Friede und
die Wohlfahrt aller Völker gesichert . Um diesem Kampf ums
Recht erfolgreich zu bestehen, mutz die Demokratie im Innern
Deutschlands zur Wahrheit werden . Freiheit der Persönlichkeitund der wirtschaftlichen Entfaltung bei gerechtem sozialen
Ausgleich, starkes deutsches Bolksgefühl und Staatsbewutztsein ,
strengste Arbeitssamkeit und hingebende Pflichterfüllung jedes
Dinzelnen gegenüber der Gemeinschaft des deutschen Volkes
— das find die Leitsterne, denen wir folgen . Der Parteitag
erwartet , datz die demokratischen Vertretungen in den Parla¬
menten ohne starre Voreingenommenheit und ohne Anpas¬
sung nach rechts oder links diese Grundgedanken klar und
folgerichtig vcr > " -chen. Er ruft die deutsche Jugend auf , in
dem großen stir unsere Zukunft tatkräftig mitzuwirken .

"

Lur Lage in Dambnrg .
* Aus Hamburg meldet das W . T .-B . vom 21 . Juli : Inder vorletzten Nacht kam es wieder an mehreren Stellen der

Stadt zu Schießereien . Untzr anderem wurden mehrere
Schüsse auf die Schulen am Holstenwall abgegeben, in denen
Reichswehrtruppen untergebracht find. Auch am Rathausmbrktwurden Schüsse abgegeben und Handgranaten geworfen . Die
Umgebung des Rathauses wurde sofort abgesperrt . Infolgedieser neuen Unruhen wird der Belagerungszustand wieder
verschärft werden, nachdem vorgestern die Drahthindernisse inden verschiedenen Stadtteilen beseitigt worden find.

Die Hrabinettskrite in Frankreich.
* Ministerpräsident Clemenceau hat die Entlassung des

Ackerbau- und Ernährungsministers Boret in Verfolg der
Abstimmung in der vorgestrigen Kammersitzung angenommenund zu seinem Nachfolge den ehemaligen Botschafter in Pe¬
tersburg Noulens ernannt , den er bereits gestern vormittagdem Präsidenten der Republik vorstellte. In den Wandel¬
gängen - er Kammer sagten einige sozialistische Mgeordnete ,wie „Populaire " mitteilt , für Dienstag den Sturz des Ka¬binetts Clemenceaus voraus .

Die amerikanische Flotte kür de« Stillen
Gzesn .

* Rach einer Reutermeldung aus Amerika sind 6 erstklassige
Schlachtschifte und 30 Zerstörer als Vorhut der neuzusam¬
mengesetzten Flotte von 200 Schiften für den Stillen Ozean
über den Panamakanal nach dem Westen abgegangen .

Waditcke Aebertickt .
Kadilcber Landtag .

Im badischen Landtag haben dir Abgeordneten Henrich <Ztr .)
und Gen. eine Interpellation an die Regierung gerichtet, in
welcher an diese die Frage gerichtetwird, was sie zu tun gedenke ,
um die gesetzlichen Schmitzbestimmungen für jugendliche Arbei¬
ter» die während des Krieges teilweise außer Kraft gesetzt wa¬
ren und . jetzt wieder Geltung haben, mit voller Strenge durch¬
zuführen ? Ferner ob die Regierung bereit ist, stch für eine
nötig gewordene Erweiterung des gesetzlichen Jugendschutzes
bei der Reichsregierung einzusetzeu . Weiter wird in der In¬
terpellation die Herbeiführung einer Reform des Lehrlings -
Wesens gewünscht .

Der 2l . Juli in Kaden.
* Die sozialdemokratische Partei in Karlsruhe hielt gestern

nachmittag im Anschluß an die Bewegung der Sozialdemokraten
in Frankreich, England und Italien gegen den Frieden von
Versailles eine. Demonstrationsbersammlung in der städtischer«
Festhalle ab . Den Vorsitz führte Stadtverordneter Schwerdt,
als Redner war Landtagsabgeordpeter Dr . Kraus erschienen .
Unabhängige , die den Referenten zunächst durch Zwischenrufe
zu stören versuchten, brachte er bald zum Schweigen, so datz
die Versammlung ruhig verlief . Im Sinne der Ausführun¬
gen deS Referenten wurde folgende Entschließung einstimmig
angenommen :

„ Die Demonstratiünsversammlung der Karlsruher sozialisti¬
schen Arbeiterschaft weiß sich mit den Klassengenofsen aller Län¬
der , besonders in England , Frankreich und Italien , einig jm s
rücksichtslosen Kampfe gegen Kapitalismus , Imperialismus und
Militarismus . Sie erhebt schärfsten Protest gegen den Frie¬
densvertrag von Versailles, der nur eine neue Form der .Knecht¬
schaft und Ausbeutung darstellt, indem er ganz Europa unter
die Herrschaft des englisch-amerikanischen Kapitals zwingt .
Ebenso energisch erhebt sie aber Protest gegen die politische
Reaktion und den Militarismus im eigenen Innern , der da
und dort sein Haupt wieder zu erheben sucht. Nur ein einiges
Proletariat wird den Kampf um den Sozialismus siegreich,
durchführen können. Nicht durch Putsche und wahnsiiMige
Streiks , sondern nur durch zähen , organisierten Klassenkampf
auf dem Boden der politischen sozialen Demokratie kann der
neue Staat der sozialen Gerechtigkeit und Freiheit aufgebaut
werden. Brüder , seid einig ! einig ! einig ! Nur der prole-tari -
sche Völkerbund, den die soziale Revolution schaffen wird , kann
die Menschheit befreien und zu wahrer Gemeinschaft zusam¬
menführen .

"
Zu gleicher Zeit hatten die Unabhängigen eigene Versamm¬

lungen einberusen .
In Mannheim war am gestrigen Demonstrationstag die

Arbeiterschaft aller großen Betriebe der Metallindustrie in den
Streik getreten. In den meisten kleinen Betrieben wurde aber
gearbeitet.

Der badilcbe Städtetag und die Finanz -
plane des Neichsünanzminilters .

* Vom Städtischen Nachrichtenamt Karlsruhe wird uns ge¬
schrieben:

Der Vorstand deS Verbandes der badischen Städte der
Städteordnung hat in seiner Sitzung vom 19. d. M . im An¬
schluß auf die Darlegungen des badischen Finanzministers im
Haushaltsausschutz des Landtags zu den Finanzpkänen des
ReichSfinanzminiswrs Erzberger Stellung genommen . Er hält
es für unabweislich, datz den Gemeinden , wie immer auch das
Verhältnis der Reichs- und Lckndessteuern und ihre Verwal¬
tung gestaltet werden mag, eine ihren Bedürfnissen und ihrem
versassungsgemätz gewährleisteten Recht der Selbstverwaltung
Rechnung tragende Machtbefugnis zur eigenen Festsetzung
ihres Steuerbedarfs und zur Gestaltung ihrer Steuern ge¬
sichert bleibt. Würde der Bedarf der Gemeinden im wesent¬
lichen nur durch Dotationen aus einer Reichssteuer gedeckt,
urck> würden nur wenige minderwertige Steuerquellen den Ge¬
meinden zur Befriedigung ihrer Soitderbedürfnisse erschlossen ,
so wäre jÄwr Fortschritt im Gemeindeleben lahmgelegt , ja
ein Zurücksinken der Gemeinden auf gesetzlich oder durch die
Reichsverwaltung erzwungene Mindestleistungen unausbleib¬
lich. Ein Verdorren der wichtigen städtischen Kulturpslegewäre die traurige Folge.

Güteverfabren» badilcbe Gemelndegericbte
und mittlere Städte Badens .

Ter Städtetag mittlerer Städte Badens , der am 14 . Julid. I . in Säckingen tagte, befaßte sich, wie schon gemeldet, auf
Anregung des Berichterstatters. Bürgermeister - Dr . Wettstein -
Weinheim, mit der Frage Güteversahren, badische Gemeinde¬
gerichte und mittlere Städte Badens . In der Begründung hießes :

„Die Entwicklungder Einigungsämter und die Bewegung des
Güteverfahrens ist durch die Kriegswirtschaft und das soziale
Empfinden der Gegenwart in neu« Bahnen gelenkt. Die For¬
derungen des Vereins für Sozialpolitik nach Normativbestim -
mungen vom Jahre 1873, ausgereist jn 46 langen Jahren
theoretischer , wissenschaftlicher Arbeit und praktischer Ableitung ,ist heute nicht mehr zurückzuweisen . Warnt eine Masse vonз ,7 Millionen Prozessen, die uns im Jahre 1918 rund 400
Millionen werbendes Kapital entzogen haben, so drängt die
Notlage unseres Wivtschafts - und Volkslebens heute zur Tat .Die Buudesverordnung vom Dezember 1914 , die rerchsgesetz¬mäßige Verordnung über Schlichtung von Arbeitsstreitigkeitenvom 23. Dezember 1918, wie dje Verordnung über schiedsge¬
richtliche Erhöhung von Preisen ' bei der Lieferung von elektri¬
scher Arbeit, Gas und Wässer vom 1 . Februar 1919 sind Mei¬
lensteine auf dem neuen Pfade . Die guten Erfahrungen aufdem Gebiete sozialer Reichseinrichtungen, die sich des Ber - -
trauens unseres Volkes erfreuen , so z. B . die besonderen
Maßnahmen in Bielefeld, Minden, Lübeck, Frankfurt a . M.и . a. Städte zeigen, daß heute die allgemeinen Regeln formu¬liert werden können und müssen : die Zeit zu einem Rahmen¬
gesetz für dos Güteverfahren (Gemeindegerichte, Zwangs¬
schiedsgerichte , Rechtsfriedensämter. Rechtsauskunftsstellen ,Einigungsämter der Kriegshilfe, Forderungseinigungsämter ,Tarrfamter , Schiedsgerichte für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten,
Sühnevermittlungsstellen für Privatklagesachen, Sühnevcrmitt -
lungen für Ehesachen , Schlicbtungs.Ausschüsse , -Stellen , -Kom¬
missionen, Met - und Hypothekeneinigungsämter) ist gekommen.Die Stunde i" da und die Erkenntnis : Schlickten aebt vor

RWte»1 — « ach -« «meBiumien Ersochrmigen mit -ei, ban
-bischen G em-ckü-cgeeichten liegt eine Weiterentwicklung, wie
Ausbau derselben oder wenigstens eine Verbindung des Güte -
Verfahrens mit den Kommunalbehörden nahe, die auch auf die.
sem sozialen Gebiet die führende Rolle übernommen haben.
Auch die nicht unbedeutende Kostenfrage empfiehlt diesen An¬
schluß ."

Es wurde folgende Entschließung, die einer fortschrittlichen
Bedeutung aus dem Gebiet der Rechtspflege nicht entbehrt ,
angenommen :

„ Der Städtetag mittlerer Städte Badens schließt sich den
Ausführungen sänes Berichterstatters , Bürgermeister Dr .
Wettslein -Weinheim , über die vorbeugende Rechtspflege und
das Güteverfahren grundsätzlichan . Er richtet durch Vermitt¬
lung der bad. Regierung hiermit an die deutsche Nationalver¬
sammlung die Bitte , das Güteverfahren durch eine Ausgleichs¬
ordnung in einem Rahmeng ' - tz für die verschiedenen Eini -
gungsomtsarten ( einschließlich der Gemeindegerichte ) aus eine
gemeinsame sicher« Rechtsgrundlage zu stellen . Jm besonderen-
bittet er die Nationalversammlung , aus freien Anruf die Eini -
gungsämter aller Art „Rechtsfriedensämter" auch mtt Rück- ,
sicht auf die Kostenfrage im Anschluß an die Kouununai 'eerw .rl - -
tungen zu organisieren , die Zuständigkeit der Gemeindezerichte
auszubauen , eine größere Höhe des Streitgegenstandes N50 ,
bis 200 M . ) zuzulassen, die Ernennung der Beisitzer aus den -
beiderseitigen Interessent -reifen zu sichern , als unparteiische
und ständige Vorsitzende die Bürgermeister , dir Vorsteher der
Gemeindegerichtc oder andere rechtskundige Personen der Kom ,
munalverwaltungen zu bestimmen -die Befähigung zun, Ricb-
teramt nicht erforderlich, sondern nur Rcchtskunde : denn
Schlichten ist Vertrauenssache , ein zwangloses Verfahren
sicherzustellen, Anwälte, aber ohne Anwaltszwang, auf Koster,
der den Anwalt zuziehenden Partei zuznlassen , das Urteil bei
bestimmten Streitwert als unanfechtbar und als gerichtlich voll¬
streckbar anzuerkennen und die Kostenfestsetzning dem Nechts -
friensamt nach dessen freiem , billigen Ermessen zu über,
lassen.

"

MUnlcbe der badllcken Landwirtlckakt.
oc . Eine in Wertheim abgehaltene, aus dem ganzen Bezirk

sehr stark besuchte Bauernversammlung erkannte in einer Ent -
schließnsttz die bisher erfolgten Preiserhöhungen verschiedenes
landwirtschaftlicher Produtte daukbar an , gab «ber zugleich -er
Erwartung Ausdruck , daß die Getreide- und Kartoffelpreise¬
wesentlich erhöht und dadurch mit den außerordentlich geftiege.nen Produktions - und Betriebskosten der Landwirtschaft, so«
wie mit den Preisen der Jndustrwerzcugniffe und mit den Be.
darfsartikeln bäuerlicher Familien in Einklang gebracht werden.'Weiterhin forderte die Versammlung den beschleunigten Abbaul
der Zwangswirtschaft und die rascheste Beseitigung aller Kriegs,
gesellschaften.

Abreite des Prinzen LDar ln die Schweiz .
c»c . Durch die Presse des Seckreises ging vor einigen Tageneine Notiz , wonach ein Motorboor von Unteruhldingen, in dein

man den ehemaligen Grohhcrzog von Baden mit Familie und
auch den Prinzen Max vermutete, nach dem Schweizerufer fuhr!und in Bettighofeii landete. Wie den Konstanzer Blättern von
zuständiger Seite hierzu mitgeteilt wird, handelte es sich bei
dieser geheimnisvollen Fahrt um eine Reise des Prinzen Maxmit Familie nach der Schweiz . Die Beobachtungen in den,
letzten Tagen haben nämlich erwiesen, daß der Vorsitzende de»
Arbeiterausschusses in Überlingen Mathäuser , der dem Prinzen !Max persönlich berichtete , die Kommunisten wollten einen An¬
schlag auf ihn ausführen , der eigentliche Urheberder Abreise dev
prinzlichen Familie ist. Wertsachen und Geld find von der Fa .milie nur zum persönlichen Bedarf mitgenommen worden. Dio
Ursache, daß die Ausreise von einer für den allgemeinen Ver¬
kehr geschlossenen Stelle am Bodensee aus geschah, dürfte in,der Besorgnis , an den Passagierstellen belästigt zu werden , zusuchen sein. Die Frage , ob ein staatliches Boot die Überfahrt:
bewerkstelligte, wird noch besonders untersucht.

Aus dem baditcben parteileben .
* Der badische sozialdemokratische Parteitag wird am IS.und 18 . August in Baden -Baden abgehalten werden. Deo

Parteitag wird sich in . der Hauptsache mit Fragen der Neu-
ovgamsaiton der Partei und ihrer taktischen Stellung zu der»
politischen Problemen der Gegenwart befassen .

Ikurze Nachrichten aus Baden.
* Das schwere Getmtter , das am Samstag über den größten!Teil von Baden niederging, hat an verschiedenen Stellen !Schaden angertchtet . Jn Neckargemünd schlug der Blitz andrei verschiedenen Orten ein , glücklicherweise ohne zu zünden .Jn Heidelberg gingen ebenfalls kalte Blitzschläge in das Hau »

Ladenburgerstt . 15, dessen Dachstuhl stark beschädigt wurde,und am Vororte Rohrbach in das Saus des ZigarrensortierersWilhelm Nowack, wo ebenfalls Beschädigungen am Dache her¬vorgerufen wurden . Jn Walldors wurden vier Kinder vom
Blitze erschlagen. Jn Ettlingen hat der Blitz in die Murg -
leitung eingeschlagen und einen 20 000 Volt-Transformator
zerstört . Jn der Umgegend von Oftenburg hat das Wetter
wenig Schaden angerichtet, dagegen soll im Renchtal ein Hagel-Wetter schlimm gehaust haben. Jm Schuttertale hat es eben-
falls stellenweise stark gehagelt. Jm Kinzigtal schlug der Blitzin das Anwesen eines Landwirts in Fischerbach ein und zün¬dete. Das Feuer nahm eine große Ausdehnung an . Jm -
badischen Oberlande scheinen die Gewitter einen gutartigen ,Verlauf genommen zu haben.

Ltaatsanzeiger .
Dir II . juristische Prüfung im Frühjahr 1919 betr .

Auf Grund der im Frühjahr 1919 bestandenen zweiter,juristischen Staatsprüfung sind folgende Rechtsprakttkanten
zu Gerichtsaffefforen ernannt worden:

Gustav Bleyer aus Meßkirch , vr . Karl Buchegger au».Singen , Albert Englrrt aus Rastatt , Wilhelm Frey aus Mit -
telschefflenz. Albert Frick aus Rastatt , Erich Frommhold aus
Oftenburg , Or . Karl Gerard aus Engen, Theodor Herrcl au»
Heidelberg, Oskar Hochreuther aus Schwabach , Ulrich Kay au»
Mannheim , Rudolf Kohlhepp aus Konstanz , vr . Jakob Picard
aus Wangen , Helmut Schnitzler aus Lahr, vr . Wilhelm Stri «
«er aus Mannheim , Heinrich Ullrich aus Karlsruhe , Kar ,
Vierling aus Friedrichsfeld, vr . Julius Vierneisel aus Lauda ,
Ernst Walz aus Frankfurt a . M. , vr . Theodor Weisbrod au»
Weinheim . .

Karlsruhe , den 19. Juli 1919.
Justizministerium .

Trunk . Meherz

Das Dienstalter der Gerichtsaffefforen betr.
Ans Grund des 8 22 der Verordnung über die Vorberei¬

tung zum höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und der



inneren Verwaltung WBBl . 1818 S . 283) sonne - er 48 ^
und 6 der Verordnung vom 17. November 1817, die Erräoir -
kung des Krieges auf dir Anstellung im öffentlichen Dienste
betr . (GVBl . 391 ) sind die aus der H . juristischen Prüfung
im Frühjahr 1819 hervorgegangene » ÄerichtSafsefforen, die
infolge Erfüllung der aktiven Dienstpflicht im Heere, Ein¬
berufung zum Kriegsdienst, Ausfallens der zweiten juristischen
Prüfungen in den Jahren 1914—1916, Krankheit oder anderer
unverschuldeter zwingender Ursachen die H . juristische Prü¬
fung verspätet abgelegt haben, nach Maßgabe ihrer Prä -
fungsergebnisse in einen früheren Prüfungsjahrgang ein¬
gestellt worden, und zwar

in de« Prttfnngsjahrgang 1913 :
Gustav Blctzer aus Meßkirch, Albert Enzlrrt aus Rastatt ,

Wilhelm Frey aus Mittelscheffleuz, Albert Frist aus Rastatt ,
Ernst Walz aus Frankfurt a. M ., Or . Theodor WeiSbrad aus
Weinheim ;

in de» PrüfungSjahrgang 1914 :
vr . Karl Buchegger aus Singen , Erich FrvmmMd aus

Offemmrg , vr . Karl Görard aus Engen , Rudolf Kohlhepp
« uS Konstanz , vr . Jakob Picard aus Wangen , Helmut Schnitz-
ter aus Lahr , vr . Wilhelm Steiner aus Mannheim , Heinrich
Ullrich aus Karlsruhe , vr . Julius Bierneisel aus Lauda ;

in dem Prüfangsjahrgang 1815 :
Mrich Katz aus Mannheim ;

in den Priifungsjahrgang 1917 :
Oskar Hochrenther aus Schwabach, Karl Bivrttng aus Kried-

richsfeld ;

in de« Pritf »«g»jlchr»a«L 191« :
Theodor Herrel aus Heidelberg.
Karlsruhe , den 19. Juli 1919 .

Jnstizministerin « .
Trunk . Meyer .

Bekanntmachung.
We im Spätjahr abzuhaltenden Geologischen Prüfungen

werden beginnen :
die zweite am Montag , de « 15. September d.
die erste am Montag , den 22. September d . I .

Die erste Prüfung erstreckt sich auf die in 8 7 der Prüfungs¬
ordnung vom 11. Februar 1906 (V.-M . S . 18 ff.) bezeichneten
Gegenstände.

Wer die beiznlegenden Aachweise findet sich Näheres in
K 5 der Prüfungsordnung und in der Bekanntmachung vom
21 . März 1914 lV.^ l . S . SS ) .

Die ^ ndidaten , welche den in 8 8 Ziff . S der Prüfungssrd .
nun « verlangten Nachweis nicht durch Exmatrikeln erbringen ,
haben außer ihren Studienzeugnissen noch besondere Sitten¬
zeugnisse mit vorzulegen . Anzugeben ist, welche der Mhorten
philosophischen Vorlesungen vierMndig waren . —

Den Gesuchen um Zulassung zur zweiten Prüfung find die
in 8 19 der Prüfungsordnung genannten Nachweise beizu¬
legen. ferner der über den Besitz der badischen Staatsange¬
hörigkeit, gleichviel ob durch Geburt oder später erworben ,
ebenso die nach bestandener erster Prüfung etwa zurückerhal¬
tenen Zeugnisse. Endlich ist anzugeben, welche der gehörten

philosophischen Vorlesungen vierstündig tvnren , und etwa De
wünschte Befreiung von der Prüfung in der Musst zureichend
zu begründen . Die Lehrgebiete, in denen geprüft wird , sind
bezeichnet in K 12 der Prüfungsordnung .

Die Gesuche mtt Zulassung zu den Prüfungen sind späte¬
stens vier Wochen vor deren Beginn einzureichen.

Die Vorstellung der AngemeÜieten wird am Dconta«, den
15. September d. I . zur 2. Prüfung und Montag , den
22. September b. I . zur 1. Prüfung jeweils vormittags 11 Uhr
im Oberkrrchenratsgebäuds erwartet .

Karlsruhe , den 4. Juli 1919.
Evangelischer Oberkirchenrat.

O . Or ll ibel Kehrenbach.

Die Vorprüfung der Forstkandidaten betr .
Die diesjährige Vorprüfung der Korstkandidate» wird in

L Abschnitten abgehalten, und Koar wird der 1 . Teil der Prü -
fang unmittelbar vor Beginn des WinttrsemefttrS 1919/30,
der 2. Teil vor Beginn des Soarmerfemesters 1928 statt-
finde«.

Die Anmeldungen zu dieser Prüfung find unter Anschluß
der nach 8 12 Abs. 1 der landesherrlichen Verordnung vom'
2. Juli 1906 sGes. und V.-M . S . 186 ) erforderlichen Nachweise
bei der forstlichen Abteilung der Technischen Hochschule einzu¬
reichen , die über die Zulassung entscheide« wird.

Karlsruhe , den 14. Juli 1919 .
Ministerium der Finanzen .

I . V. : Moser . Geppert.

Aäcltkckes KonrentkauL.
üliUvoek, ck-n 23. sali 1919

^lotaog 7' /, 17br

jiaukmrmn, leäig u. I 'eäiniker ni. kamMe ,
! beabstckügsii clie Srünäung einer

! in einer kleineren Slsül - v «>.
gsinsinil « mit günitigen ürbeiterver-
verkSltnikken unä ioo pailenäs Lokalitäten

I k. ä. Cinriciitung einer kabrik vorkanä. linä.
Vas llnternekmen « üräe jungen Kenten

l unä aucd tirisgsinvaliäen, nack kurr . liekr-
rsit , loknenäe kekkäktigung bieten unü

^ iseräea Ksineinilen , äis interekle äa-
kür Kaden, gebeten, uingvk « « i>v stl»»-
S « bo1 « mit Zugabe äer näkeren 8e -
äingungen, Sröhs vorkanä. kokaiitäten, ob
elektr. krakt oäer Sas vorkanäen ikt, unter
L . 717 an Le Lxperl. ä. Llattes 2U richten.
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PolizeiLienst der Gcnreinde
Rottingen betr .

Bei der Gemeinde find für den Ortsteil Badisch *
Rhrinfelden 8 Polizeidiener anzustellen .

Geeignete Bewerber (auch zivilversorgungsberech»
tigte) wollen ihre Gesuche mit selbstgeschrieb - Lebenslauf ,
beglaubigten Zeugnisabschriften und Gehaltsforde¬
rungen bis spätestens 1 . Ängnst 191S anher ern-
reichen , woselbst auch die näheren Bedingungen zu er¬
fahren sind . G -79S .2

Nallingen -Badisch Rhetnfelde« , 10. Juli 1919 .
Der Gemeinderat :

I . V -: Walz .

Hühner-Futter!
Kücken -Futter !

Bester Ersatz für Frucht- Körner.
Lrchnverarbeitung für Kommunalverbände und Stadt -
Verwaltungen übernimmt bei Anlieferung von beschä¬
digten Mehlen (Hülsenfruchtmehle, Kartoffelwalzmehle,

Getreidemehle, Gemüsemehle und dergl )
Otto Krumm , A. G., Karlsruhe

Ttöfferstratze 19 Telephon 774
Jutereffenten wollen Erl-Angebote an obige Adresse

richten . G.726VV

Für Vaugeschäftr , BauFenossenschafte «
« « d Baubehörden !

Soeben erschien :

Wtz Kr bei Mm
WWmPtismm

gcgcn Bernssgesahreil
nach Verordnung des Bad . Ministeriums
des Innern und des Bad . Ministeriums
für Übergangswirtschaft und Wohnungs¬
wesen vom 26 . März 1919 , veröffentlicht
>: 31 . Mai 1919 :. :

(Wortlaut des Gesetzes )
Umfang 84 Seiten . Preis in Umschlag ,
zum Aufhängen hergerichtet, 1 .80

8 3 der Bersrduuug bestimmt , hast ans jede»
Neubau und größerem Umbau, in jeder Werk-
stättc und auf jedem Werkplatze au einer de«
Versicherte« leicht zugängliches uud belichtete«
Stelle ein Abdruck dieser Brrvrd »« ng «»Sge-

hmigt uud gut lesbar erhalte « wird.

Miss -n 8 . NimUes Hosbs- -nlS«ei
Mkrrchr i. S .

WissrnSieschon?
daß alle Reparaturen an
Waffen aller Art, wie Um¬
änderungen von Lef. in
Centr ., Auffrischen und
Erneuern , Neuschäftungen,
Fernrohrmontagen usw.
prompt Lei billigster Berech¬
nung ausgef . werden beim

Waffen - Ratzel ?
Kaisers« . 229 Eing. Hirschstr.
Ankauf ! Verkauf!
v . Jagdwcrffrn u . Munition .

in Möbel ». Schm « « .
Silber , Zinn usw. kauft

zu hohen Preisen
2ln- « . Verkanfsgeschäft

dlSIllL « « »,
Lamvistr .8lmHof . Tel -3546'

i . tztzckigr ErnULblllkit.
N .277.2. FevilMTK. Frau

Adolf Bloch W . Lina geb .
Nelsoü hier , vertreten durch
Rechtsanwaft Dilberger
hier, klagt gegen den zu¬
letzt hier wohnhaften , jetzt
unbekannten Aufenthalt
sich befindlichen Kaufmann
Moritz Cassel mit dem An¬
trag . den letzteren «uS
Miete zur Zahlung von
875 M . üad 4 Proz . Zin »
sen vom 1- Januar ISIS
vorläufig vollstreckbar zu
verurteilen , und ladet ihn
zur mündlichen Verhand¬
lung über den Rechtsstreit
vor die 1 . Zivilkammer des
Landgerichts hier in den
auf 31. Oftober 1919, vor¬
mittags 9 vhr , bestimmten
Termin mit der Aufforde,
rung , eine« bei diesem
Gericht zugelassenen RAn.
Walt zu bestelle» .

Kreiburg i. Br .,
den 18. Juli 1919 .

GerichtSschreiberei
des Landgerichts.

iSsrrssvks Kieirlsi » - KISnLIr
20 Slrlrsl 30 (S-Lenüder üer Presse ) T ^s1 « xI »o « 4120
K « psn « 1u, »- , LLgsI - » nrl ksinigungs - ^ nsrstt .
Umömier »agea jerlicder Xrt veröeo uuter llarsatie kür taäellosea Lite
L« rvkätzrt. - prompte Leckieounr . - - villixe Preise .
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N .334 .2. Heidelberg. Der
Johann Friedrich Deisel,
Schlosser in Heidelberg,
Mihltalstr Nr . 96 , hat be¬
antragt , den verschollenen
Johann Philipp Beisel,
Maurer , geb . am 12. Sep¬
tember 1874 in Hand»
schuhsheim , zuletzt wohn¬
haft in Haadschuhsheim,
für tot zu erklären. Der
bezeichnet« Verschollene
wird aufgefordert , sich spä¬
testens in dem auf de» 3.
März 1920, oormittag» 9
Uhr, vor dem Unterzeichne¬
ten Gericht, Zimmer Nr.
15 anberaumten Aufge-
botstermine zu melden,
widrigenfalls die Todeser¬
klärung erfolgen wird. Än
alle , wekich Auskunft über
Leben oder Tod des Ver¬
schollenen zu erteilen ver¬
mögen, ergeht die Auffor¬
derung , spätestens im Auf¬
gebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen .
Heidelberg, 30 . Juni 1919 .
Der Gerrchtsschreiber des

Amtsgerichts 5.

Aufgebot.
N 297 . 3 . 2 . Mannheim . Die

Fräulein Anna Käst, Pri -
vatierStochter in Weissen¬
born bei Neu^ llm, Bayern,
z. Zt - Amberg, Steingut -
fabr . Strasse ^ 85 1/2, hat
das Aufgebotder Teilschuld -
verschreibung der Firma
B«y ü Cie^ Rheinische Au¬
tomobil - m» Motorrnfatrik,
Aktiengesellschaft in Mann¬
heim vom 20. März 1912
Nr- 1803. 4V,°/. ige Ob«,
gation über 1000 M . be¬
antragt . Der Inhaber der
Urkunde wird aufgefordert ,
spätestens in dem auf
Donnerstag , den 18. März
1920, vormittags 11 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht, 2. Stock , Saal O,
Zimmer Nr. 114, anbe¬
raumten Aufgebotstermine
seine Rechte anzumeldcn
und die Urkunde vorzu-
legen, widrigenfalls die
Kraftloserklärung der Ur¬
kunde erfolgen wird.

Mannheim , 7 . Juli 1919 .
Amtsgericht 2 9.

Zahlnugsfpcrre.
N 296.3 .2. Mannheim - Auf

Antrag der Fräulein Anim
Käst , Privatierstochter in
Weissenborn bei Neu -Ulm,
Bayern , z . Zt - Amberg,
Steingutfabrik , Aratzeb ' SS
1/2, wird der Firma Benz
4t C« „ Rheinische Automobil -
und Motoren- Fabrik Aktien¬
gesellschaft , Mannheim-Wald¬
hof und deren Zahlungs -
stelleu : Rheinische Kredit¬
bank .Mannheim , Pfälzische
Bank, Ludwigshafen a . Rh -,
und deren beider Zweig-
anstalteu , ferner der Deut¬
schen Bereinsbank , Frank¬
furt a- M . und der Schwei¬
zerisch . Kreditanstalt , Zürich
und Basel verboten, an den
Inhaber der Teilschuldver¬
schreibung der Firma Benz
L Cie. , Rheinische Auto¬
mobil- und Motoren -Fabrik,
Aktiengesellschaft in Mann¬
heim, Nr. 1803, 4s/z "/gig
über 1000 M ., eine Leistung
zu bewirken, insbesondere
neue Zins -, Renten - oder
Gewinnanwilscheine oder
einen Erneuerungsschein
auszugeben . Das Auf-
gebotsverfahren ist ein-
geleitet-
Mannheim , 7. In « 1919.

Amtsgericht r 9.

Aufgebot.
N.336 .2 . 1 Mannheim .

Der Rechtsanwalt Or .
Ludwigs in Mannheim hat
als Itachlasspsleger über
den Nachlass des am IS.
Dezember 1918 in Mann ,
heim verstorbenen Kauf¬
manns Simv » Weil das
A- isffebotZverfahren znm
Zwecke der Ausschließung
von Nachlaßgläubigern be¬
antragt .

Die NmUassgläubiger
werden daher aufgefordert ,
ihre Forderungen gegen
den Nachlass des verstorbe¬
nen Kaufmanns Simon
Weil spätestens in dem aus
Donnerstag , den 25. Sep¬
tember 1919 . vormittags
11 Uhr, vor dem Unter¬
zeichneten Gericht, 2. Stock,
Zimmer Nr . 114 , anbe¬
raumten Aufgebotstermine
bei diesem Gericht anzu -
melden.

-Die Anmeldung hat die
Ar^ abe des Gegenstandes
und des Grundes der
Forderung zu enthalten ;
urkundliche Beweisstücke
sind in der Urschrift oder
in Abschrift beizufügen.

Die Nachlassgläubiger,
welche sich nicht melden,
können, unbeschadet des
Rechtes, vor den Verbind-
lichkeiten aus Pflichtteils¬
rechte «, Vermächtnissen u.
Auflagen berücksichtig zu
werden , von dem Erben
nur insoweit Befriedigung
verlangen , als sich nach
Befriedigung der nicht
ausgeschlossenen Gläubiger
noch ein Überschuss ergibt.
Auch haftet ihnen jeder
Erbe nach der Teilung
des Nachlass nur für den
seinem Erbteil entsprechen¬
den Teil der Verbindlich¬
keit.

Für die Gläubiger aus
Pflichtteils recken , Ver¬
mächtnissen und Auflagen
sowie für die Gläubiger ,
deneL die Erben unbe¬
schränkt haften , tritt , wenn
sie sich nicht melden , nur
der Rechtsnachteil ein , daß
jeder Erbe ihnen nach der
Teilung des Nachlasses
nur für den seinem Erb¬

teil entsprechenden Teil
der Verbindlichkeit haftet .
Mannheim , 11 . Juli 1919 .

Amtsgericht A. 9.

N.2S2L. . Oberftrch. Der
Landwirt Theodor Meier in
Siadelhofen hat beantragt ,
den verschollenen am 4.
Januar 1870 in Stadelho¬
fen geborenen Müllerge¬
sellen Karl Meier , zuletzt
wohnhaft in Müllen , Ge¬
meinde Nussbach, für tot zu
erklären . Der bezeichnete
Verschollene wird aufge¬
fordert , sich spätestens in
dem aus : Donnerstag , de»
18. März 1929 , vormittags
9 Uhr, vor dem Amtsge¬
richt Öberkirch anberaum¬
ten Aufgebotstermine zu
melden, widrigenfalls die
Todeserklärung erfolgen
wird . An alle, welche Aus¬
kunft über Leben oder Tod
des Verschollenen zu ertei¬
len vermögen, ergeht die
Aufforderung , spätestens
im Aufgebotstermine dem
Gericht Anzeige zu machen .

Öberkirch, 11 . Juli 1919.
Amtsgericht.

Ladung.
NL78.3 .2 . Freiburg .
1. Der am 31. Dezem¬

ber 1888 in Freiburg i - B.
geborene, in Zug , Baarer -
straße 52 wohnhafte. Er -
satzrefervist Apotheker Her¬
ma »« Adolf Bergmann ,

2. der am 16. November
1883 in Kreiburg i . Br .
geborene, in Wallisellen
bei Mrich , Steiuackerweg
419 wohnhafte Ersatzreser- >
bist, Maler Franz Joseph
Wftth ,

3 . der am 21 . Februar
1872 in Düste (Kr . Diep¬
holz) geborene, in Winter¬
thur , National -Nenstadt-
gasse 25 wohnhafte !and - '
sturmpflichtige Schmied¬
meister -Hermann Friedrich
Sander , «

4 . der am 13. Juli 1872
in Meczhausen geborene,
in Luzern , Obergrmid -
strasse 46 wohnhafte, Dra¬
goner des Landsturms ,
SL >losser Adolf Nestler,
Ziff . 1—S zuletzt im In - ,
land in Kreiburg i. Br ^
Ziff . 4 in Merzhausen
wohnhaft, werden beschul¬
digt, dass sie als Wehr¬
pflichtige nach! öffentlicher -
Bekanntmachung einer
vom Kaiser für die Zeit ei¬
nes Krieges erlassene be¬
sondere Anordnung in Wi¬
derspruch mit derselben
ausgewandert sind , indem
Bergmann am 20 . Juli
1916 , Sander am 28 . No¬
vember 1917 , Nestler am
27. Oktober 1915 das
Schweizer Bürgerrecht er¬
warben, damit ihre deut¬
sche Staatsangehörigkeit
aufgaben und ihre Wehr¬
pflicht zum Erlöschen
brachten, Wirth die An¬
nahme 8er Kriegsbeord-
nung zur Gestellung am
28 . März 1918 verweigerte,
somit im Ausland verblieb
und seine Wehrpflicht nicht
erfüllte .

Vergehen gegen 8 140
Abs. 1 Ziff . 3 RStGB .
Kaiser!. BO . vom 3 . Aug.
1914 sRGBl . 323 ) .

Dieselben werden auf
Anordnung des Amtsge¬
richts hierselbsi auf

Mittwoch , 17. Sept . 1»19,
vormittags 11 Uhr,

vor das Schöffengericht in
Freiburg zur Hauptver -
Handlung geladen.

Bei- unentfchuldigtem
Ausbleiben werden diesel¬
ben auf Grund der nach
8 473 der Strafprozessord¬
nung von dem Zivilvorsit-
zenden der Erfatzkommis-
fion zu Kreiburg ausge¬
stellten Erklärungen ver¬
urteilt werden.

Freiburg , 12. Juli 1919 .
Gerichtsschreiberei

des Amtsgerichts K.
Rau .

WWW
MMtlNchMW .

Freiplatz.
Im Pfründnerhause der

Karl Friedrich-Leopold- u.
Sofienstistung in Karls¬
ruhe ist ein Freiplatz aus
der Stiftung der Babette
Weber zu besetzen . G .73S

Nach den Bestimmungen
der Stifterin sollen in .
erster Reihe . nahruugS -
lose Töchter , bedürftige
Witwen oder unverschuldet
erwerbsunfähig geworde¬
ne Söhne " von Offizieren ,
Ärzten und Beamten , di«
vor dem 1 . Jnli 1871 int
ehemaligen badischen Ar¬
meekorps gedient habe«,
berücksichtigt werden.

Etwaige Bewerbungen
um obigen Freiplatz sind
innerhalb 4 Wochen beim
Derwaltungsrat der Karl
Friedrich -Leopold - u. So¬
fienstiftung hier, Stefa -
nienstrasse 98 , einzureiche» ,
Karlsruhe , 19 . Juli 191».

Der Derwaltungsrat .
gez. Ketzer .

Drrrtsch - DLsifcher
Güterverkehr .

Mit Gültigkeit vom
21, Juli lsd- Js - tritt zum
Teil II der Nachtrag I in
Kraft . In dem Nachttag
sind u . A- direkte Fracht¬
sätze im Verkehr mtt
Schaffhausen sowie Bestim¬
mungen über die Erhebung
des deutsche« KriegSzuschl «-
ges sowie der Reichürbgabe
und eines dänischen Kurs -
zuschlsgeS enthalten . Der
Nachtrag kann nach erfolg¬
ter Ausgabe zum Preise
von 1 bezogen werden.
Karlsruhe , 21. Juli ISIS .
Gcneraldirektio « der W«d .

Staatseisenbich »«».

Westdeutsch - Siid -
«reftdeutscherGuter

verkehr.
Mit Wirkung vom 10.

Juli 1919 werden die in
der Kilsmetertafel II der
Tarifhefte 1 und 5 vorge¬
sehenen Gesamtentferuun -
gcu für Basel Bad - Stb .
aufgehoben. Gleichzeitig
wird diese Station mit
Schnittentfernungen in die
Kilometertafel I der genann¬
ten Tarifhefte ausgenom¬
men. Es treten dadurch bei
zahlreichen Verbindungen ,
zwar Entfernungserhöhung ,
ein, dieaber wegender gleich-!
zeitigen Aufhebung des
Währungszufchlags keine
Frachterhöhung zur Folge
haben. Näheres in unserem
nächst . Tarifanzeiger .
Karlsruhe . 18 . Juli 1919 .

Generaldireftion der
Bad . Staatseisen-ahur».
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